
Ausfertigung

Aktenzeichen.
5 0 411t07

Landgericht
Kobl enz

Beschl uss

ln dem Zwangsvollstreckungsverfahren

1. BGZgewerbliches Internetmarketing e.K, Inhaber Patrick O. Hewer, Richard-Wagner-Stras-
se 1, 68165 Mannheim

- Antragstellerin, Verfügungsklägerin und Gläubigerin zu 1) -

Verfah ren s bevol I m ächti qte : Rechtsanwälte Erben, Neuenheimer Landstra-
ße 36, 69120 Heidelberg

2. TN/Z Tourismusdienste e.K., Inhaber Patrick O. Hewer, Richard-Wagner-Strasse 1, 68165
Mannheim

- Antragstellerin, Verfügungsklägerin und Gläubigerin zu 2) -

Verfah rens bevollm ächtiote: Rechtsanwälte Erben, Neuenheimer Landstra-
ße 36, 69120 Heidelberg

3. RTZ Reise Tourismus Auskunft e.K., Inhaber Partrick O. Hewer, Poststrasse 33, 20354 Ham-
burg

- Antragstellerin, Verfügungsklägerin und Gläubigerin zu 3) -

Ve rfa h rens bevol I m ächti gte :

gegen

Rechtsanwälte Erben, Neuenheimer Landstra-
ße 36, 69120 Heidelberg

Dr. Peter Niehenke, Blumenstraße 39, 791ll Freiburg
- Antragsgegner, Verfügungsbeklagter und Schuldner -

Verfahrensbevollmächtioter: Rechtsanwalt Dr. Dr. Ralf Hohmann,
Fürstenbergallee 8, 76532 Baden-Baden

wegen Unterlassung
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hat die 5. Zvilkammer des Landgerichts Koblenz durch die Richterin Dr. Hans als Einzelrichte-
rin am 21.05.2010 beschlossen:

1. Gegen den Schuldner wird wegen Zuwiderhandlung gegen die in dem einstweiligen Verfü-
gungsverfahren des Oberlandesgerichts Koblenz am 24.10.2008, Az.'. 4 U 602/08 (Az.:
des Landgerichts Koblenz: 5 O 411107) unterZff. 1.2.1 und Zff .1.2.2 ausgeurteilten Unter-
lassungsverpflichtungen, nämlich es zu unterlassen

1.2.1 die Antragstellerinnen oder deren Inhaber auf den websites

www. adress buchbetrug. info und/oder
www. adress buchbetrug. w und/oddr
www. gegenj ustiz u n recht. vu

und/oder anderen Websites aufzuführen, die den Eindruck enruecken, sämtliche dort
genannten Firm en arbeiteten m it rechtswidrigen Methoden;

1.2.2wörtlich oder sinngemäß zu behaupten und/oder zu verbreiten die Antragsteller-
innen und/oder deren Inhaber

"sind Teil eines internationalen Betrüger-Netzwerks";
seien Teil der "Seilschaften der Adressbetrüoei'.
Hen Hewer sei ein Betrüger;
es gebe Zusammenhänge zwischen den Betrugern Fraccalvieri, Hewert und Täubert;
die Antragstellerinnen seien Teil eines internationalen Henghuber Netzwerkes;

'. Ordnungshaft für die Dauer von drei lVlonaten verhängt.

2. Der Schuldner wird zur Bestellung einer Sicherheit in Höhe von 30.000 Euro für den
durch künftige Zuwiderhandlungen bis 21 .05.2012 entstehenden Schaden der Gläubioerin-
nen verurteilt.

3. Der Schuldner hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

4. Der Verfahrensstreitwert wird auf 33.000 € festgesetzt.

Gründe

t.

Dem Schuldner wurde durch das seinem Prozessbevollmächtigten RA Hardt am 31 10.2008 zu-
gestellte Urteil des OLG Koblenz vom 24.10.2008

'Jeweils bei lVleidung eines fur jeden Fall der Zuwiderhandlung fälligen Ordnungsgeldes bis
25.000,- Euro - ersatzweise Ordnungshaft bis zu sechs lVlonaten - oder Ordnungshaft bis zu
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sechs Monaten, im wiederholungsfall bis zu zwei Jahren verboten,

1 .1 die Antragstellerinnen und/oder deren Inhaber und/oder von den Antragstellern betriebene In-
ternetseiten und/oder Domains, insbesondere die Internetportale

www. gewerbezentrale. de
www.gewerbe-suche.de
www. industrie-handel- gewerbe. de
www. gewerbe-z entrale. de
www.bau*gewerbe.de
www.tourism usaus kunft . de
www. landestourism us.de
www.gasthof24.de

auf Internetseiten, insbesondere unter den Internetadressen

www.beschwerdezentrum.de/adressbetrug htm und/oder
www.beschwerdezentrum.de/trickbetrug.htm und/oder
www.beschwerdezentrum.org/adressbetrug.htm und/oder
www. beschwerdezentrum . org/trickbetrug. htm I und/oder
www. bes chwerdezentrum . vu

in einer Liste mit dem Titel "Firmen, die nach Recherchen der Redaktion Gegenjustizunrecht mit
zweifelhaften Methoden arbeiten" aufzuführen:

1.2ferner'.

1.2.1 die Antragstellerinnen oder deren Inhaber auf Websites

www. adressbuchbetrug. info und/oder
www.adressbuchbetrug.vu und/oder
www. ge genj ustiz u n recht. vu

und/oder anderen Websites aufzuführen, die den Eindruck enarecken, sämiliche dort genannten
Firmen arbeiteten mit rechtswidrigen tVlethoden;

1.2.2 wörtlich oder sinngemäß zu behaupten und/oder zu verbreiten die Antragstellerinnen
und/oder deren Inhaber
"sind Teile eines internationalen Betruger-Netzwerks";
seien Teil der "Seilschaften der Adressbuchbetrüger";
Herr Hewer sei ein Betruger;
es gebe Zusammenhänge zwischen den "Betrugern Fraccalvieri, Hewert und Täubert;
die Antragstellerinnen seien Teil eines intemationalen Henghuber Netzwerkes;

1.2.3 in Zusammenhang mit den Antragstellerinnen oder deren Inhaber Ausführungen unter den
folgenden Stichworten/Überschnften zu verbreiten und/oder inhalilich den folgenden
Stichworten/Überschriften entsprechende Ausführungen in Zusammenhang mit den Antragstelle-
rinnen oder deren Inhaber zu verbreiten:
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Das betrügerische Prinzip von TricKorm ularen;
Was jedermann gegen die TricKormular Betruger tun kann;
Trick;
Informieren Sie die Bank über die unseriöse Firma - man kann dubiosen Geschäftemachern
das Konto sperren lassen;

1.2.4 über die Antragstellerinnen und/oder deren Inhaber zu behaupten:

dezeit laufen Ermittlungen bei der Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart, Aktenzeichen 25 Js
8177t07."

Nachdem gegen den Schuldner im Rahmen der von den Gläubigerinnen betriebenen Zwangsvoll-
streckungsverfahren, näm lich

1. durch Beschluss des Landgerichts Koblenz vom 30.10.2007 (Bl. 68 d. A.) in der Fassung der
Berichtigungvom 10.01.2008 (P,1.429 d A (Bd. ll))einOrdnungsgeldverhängtwordenwar,des-
sen Höhe gemäß dem Beschluss des OLG Koblenz vom 22.01.2008 (Fi.443 d. A. (Bd. il)) auf
3.000,- Euro ersatzweise für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben werden kann, Ordnungshaft
von'einem Tag je 300,- Euro herabgese2t wurde,

2. durch Beschluss des Landgerichts Koblenz vom 02.12.2OOB (Bl. 1280 ff. d. A. (Bd V)) ein wei-
teres Ordnungsgeld in Höhe von 5.000,- Euro, ersatzweise Ordnungshaft in Höhe von 1 Tag für je
nicht beitreibbare 100 Euro, verhängt und die dagegen gerichtete Beschwerde des Antragsgeg-
ners durch Beschluss des oLG Koblenz vom 06.02.2009 (Bl. 1548',if . d A. (Bd Vl)) zurückgewie-
sen wurde,

3 durch Beschluss des Landgerichts Koblenz vom 10.02.2009 (Bt 1570 ff. d. A. (Bd. Vil)) ein
weiteres Ordnungsgeld in Höhe von 5.000,- Euro, ersa2weise Ordnungshaft in Höhe von 1 Tag
für je nicht beitreibbare 100 Euro, verhängt und die dagegen gerichtete Beschwerde des Antrags-
gegners durch Beschluss des OLG Koblenz vom 29.03.2009 (Bl. 1638 ff. d. A. (Bd, Vll)) zuruck-
gewiesen wurde,

4. durch Beschluss des Landgerichts Koblenz vom 17.04.2009 (Bl. 1714 ff. d. A. (Bd. Vll)) ein
weiteres Ordnungsgeld in Höhe von 3.000,- Euro, ersatzweise Ordnungshaft in Höhe von 1 Tag
für je nicht beitreibbare 100 Euro, verhängt und die dagegen gerichtete Beschwerde des Antrags-
gegners durch Beschluss des OLG Koblenz vom 10.06.2009 (Bl. 1789 ff d. A. (Bd. Vil)) zurück-
gewiesen wurde,

5. durch Beschluss des Landgerichts Koblenz vom 15.10.2009 (B,t.2143ff. d. A. (Bd. lX))Ord-
nungshaft von 2 lVbnaten verhängt wurde und die dagegen gerichtete Beschwerde des Antrags-
gegners durch Beschluss des OLG Koblenz vom 22.12.2009 (Bl. 2263 ff. d. A. (Bd. lX)) zuruck-
gewiesen wurde,

6. und durch den Beschluss des Landgerichts Koblenz vom 16.10.2009 (Bl. 2154 ff. d. A.
(Bd. lX)) Ordnungshaft von 2 Monaten verhängt wurde und die dagegen gerichtete Beschwerde
des Antragsgegners durch Beschluss des oLG Koblenz vom 22.12.2009 (Bl. z2T1ff. d. A. (Bd.
lX)) zurückgewiesen wurde



ist nunm ehr über den

7. Ordnungsnittelantrag der Gläubigerinnen gemäß Schriftsatz vom 29.01 .2010 (Bl. Z314tf . d.
A. (Bd. X)) und Schriftsatz vom 12.04.2010 (F/.2411 ff. d. A. (Bd. X)) zu befinden, mit dem sie
zum einen die Festse2ung von Ordnungshaft gegen den Schuldner wegen weiterer Verstöße ge-
gen die Unterlassungsgebote anstreben und zum anderen beantragen, den Schuldner zur Bestel-
lung einer sicherheitsleistung auf bestimmte Zeit zu verurteilen.

Hierzu behaupten die Gläubigerinnen, dass trotz Bekanntmachung des Verbots im Urteil des
OLG Koblenz vom 24.10.2008 durch Zrstellung am 31.10.2008 der Schuldner die ihm verbotenen
Handlungen fortgefuhrt und gegen die Zffern 1.2.1, 1.2.2 und 1.2.3 der einstweiligen Verfügung in
der von ihnen bezeichneten weise (Bl. 2317 tt d. A (Bd X) und Bt. 2411 ff. d. A. (Bd. X)), auf die
Bezug genommen wird, verstoßen habe.

Die Gläubigerinnen behaupten weiter, dass ihnen durch die weiter zu erurartenden Zuwiderhand-
lungen des Schuldners ein Schaden in Höhe von 50.000 Euro droht. Dies folge daraus, dass
Rechtsanwaltsgebühren fur die jeweiligen zu enruartenden Ordnungsmittelverfahren anfallen, die
sich auf ca. 2.000 Euro belaufen würden. Durch die Zuwiderhandlungen des Schuldners seien
überdies diverse Ermittlungsverfahren gegen den Inhaber der Gläubigennnen anhängig geworden
und weitere Ermittlungsverfahren seien zu erwarten. Auch hier wurden dem Inhaber der Gläubige-
rinnen für die erforderliche adäquate Verteidigung Rechtsanwaltskosten in Höhe von 12.500 Euro
entstehen. Weiterer Schaden entstehe, weil potenzielle Kunden der Gläubigerinnen aufgrund der
Zuwiderhandlungen des Schuldners von einem Vertragsabschluss mit ihnen Abstand nehmen.

Der.Ordnungsmittelantrag der Gläubigerinnen gemäß Schriftsatz vom 2g.01 .2010 wurde dem
Verfahrensbevollmächtigten des Schuldners in den Vollstreckungsangelegenheiten am
08.02.2010 zugestellt (siehe Empfangsbekenntnis Bl. 2379 d. A. (Bd. X)). Die Ergänzungen zum
Ordnungsmittelantrag gemäß Schriftsatz vom 12.04.2010 wurde dem Prozessbevollmächtigten
des schuldners in den Vollstreckungsangelegenheiten am 11.05.2010 zugestellt (siehe Emp-
fangsbekenntnis Bl. 2441 d. A. (Bd. x)) Mit schriftsatz vom 1 5.02.2010 (Bt. 2386 d A. (Bd x))
und vom 17 .05.2010 (Bl. 2442 d. A. (Bd. X)) zeigte der Verfahrensbevollmächtigte an, dass der
Antragsgegner und schuldner vom ihm nicht mehr vertreten wird.

Der zulässige Antrag ist begründet.

Dem Schuldner wurde durch die Zustellung des Antrags der Gläubigerinnen gemäß Schriftsatz
vom 29.01 .2010 und vom 12.04.2010 an seinen Prozessbevollmächtigten rechiliches Gehör
gem. S 891 S. 2 7PO gewährt. Die Schriftsätze wurden dem Prozessbevollmächtigten des
Schuldners am 08.Q2.2010 und am 1 1 .05.2010 zugestellt. Dass der Prozessbevollmächtigte des
Schuldners zunächst mit Schreiben vom 09.02.2010 darauf hinweist, dass er erst noch mitteilen
werde, ob das Mandat bei ihm geführt werde und dann mit Schreiben vom 15.022010 und vom
17'05.2010 mitteilt, dass der Antragsgegner von ihm nicht vertreten wird, ändert daran nichts.
Denn gem S 87 | ZPO blieb der Prozessbevollmächtigte des Schuldners in den Vollstreckungs-
angelegenheiten für das vorliegende Zwangsvollstreckungsverfahren bevollmächtigt, bis die Be-
stellung eines anderen Anwalts angezeigt wird. Eine solche Anzeige ist bisher nicht zur Akte ge-
langt.



- 6-

Die Voraussetzungen für die Verhängung von Ordnungshaft gem S 8g0 lZpO liegen vor.

Der Schuldner hat wiederum gegen die im Urteil vom 24.10.2008 ausgesprochenen Unterlas-
sungsgebote verstoßen.

Trotz des unterZff. 1.2.2im Urteil des Eilverfahrens ausgesprochenen Verbote, nämlich es zu
unterlassen, wörtlich oder sinngemäß zu behaupten und/oder zu verbreiten,

Hen: Hewer sei ein Betrüger

befand sich nach Zustellung des Urteils des OLG Koblenz, nämlich noch am 2g.01.2010, auf
den Internetseiten www.verbraucherabzocke.info und www.bauernfaenger.info unter den Links

- http://www.verbraucherabzocke.info/6-Onli-
ne/6-a-Hintergrundm aterial/Mehr-info/Netzwerke/1 O8-taeuberUPersonen/168-m arc schirm be
ck.htm

- http.//www.bauernfaenger. info/6-Onli-
ne/6-a-Hintergrundm aterial/Mehr-info/Netzwerke/1 OstaeuberVPersonen/168-m arc schirm be
ck.htm

am rechten Rand der Seiten eine Grafik in Form eines Rechtecks, das mit den Worten "174Ver-
zeichnis Hewef' beschriftet ist (vgl. Anlage 07 AS 1, (Bl. 2342tf . d. A. (Bd. X), Anlage 07 AS 2
(Br. 2345 ff. d. A. (Bd X))

Damit hat der Schuldner gegen das o. g. Verbot verstoßen, indem er wiederum Herm Hewer
sinngemäß als Betruger bezeichnet. Denn jedenfalls wird Herr Hewer durch die nanBnfliche
Nennung im Zusanmrenhang nit den DorminnanEn "verbraucherabzocke.info" und ,,bau-
ernfaenger.info" sinngemäß als BetrÜger bezeichnet. Eine Zuwiderhandlung gegen das Verbot
liegt neben Handlungen, die mit der tenorierten Verpflichtung identisch sind, auch dann vor, wenn
der Schuldner durch ähnliche Handlungen, die zum gleichen Ergebnis führen, das Verbot unter-
läuft. Untersagt sind daher auch solche Handlungen, die nach derVerkehrsauffassung derverbo-
tenen gleichwertig sind, also im Kern mit der Verletzungshandlung übereinstimmen (sog. Kern-
theorie, vgl. Sföber in: ZöllerlStöber,28. Auflage, S 890 Rn. 3a m. w. N.). Kern der Unterlassungs-
verfugung aus Zffer 1.2.2 der einstweiligen Verfügung ist das Verbot, sinngemäß zu behaupten
oder zu verbreiten Herr Hewer sei ein Betruger. Das Wort "Abzocke" steht umgangsprachlich fur
Übervorteilung und damit für jemanden, der andere auf betrügerische Weise um ihr Geld bringt
(siehe dazu die Definition unter: http://www.habbopedia.de/index.php/Abzocke). Es entspricht da-
mit in der Umgangssprache dem Begriff "Betrüger" und ist von dem Verbot in2fi.1.2.2 umfasst.
Indem der Name des Inhabers der Gläubigerinnen im Zusammenhang mit dem Domainnamen
"verbraucherabzocke.info" genannt wird, wird Herr Hewer unmittelbar mit diesem Begriff in Ver-
bindung gebracht und sinngemäß als Betruger bezeichnet.

Ebenso wird Herr Hewer durch die Nennung seines Namens im Zusammenhang mit der Domain
www.bauernfaenger.info sinngemäß als Betrüger bezeichnet, denn der Begriff der "Bauernfänge-
rei" bezeichnet eine Art von Täuschung bis hin zum Betrug, bei der davon ausgegangen wird,
dass ein Vertragspartner die l\4odalitäten entweder nicht versteht oder relevante passagen über-
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liest (siehe dazu die Definition unter: http://de wikipedia.orgÄruiki/Bauernffinnger). Auch dieser Be-
griff entspricht daher sinngemäß dem Begriff des Betruges und ist von dem Verbot unter Zff .

1.2.2 des Urteils umfasst.

TroE des unter Zff. 1.2.2 im lJrteil des Eilver-fahrens ausgesprochenen Verbotes, nämlich es zu
unterlassen, sinngemäß zu behaupten und/oder zu verbreiten,

Herr Hewer sei ein Betrüger,

es gäbe Zusammenhänge zwischen den Betrügem Fraccalvieri, Hewer und Täubert

befanden sich noch nach Zustellung des Urteils des OLG Koblenz, nämlich noch am 2g.01 2010.
im auslesbaren Quelltext zu den Seiten

httpr/Aruww. verbraucherabzocke. in

fol6-Onlne/6-a-Hintergrundm aterial/Mehr-info/Netzwerke/1 08-taeuberUPersonen/168-m arc schir
mbeck.htm

http : /Äruww. bauernfaen g er. i nfo/6-on I i-

ne/6-a-Hintergrundmaterial/lVlehr-info/Netzwerke/108-taeuberVPersonen/168-marc schirmbeck.h
tm

www. adres s buchbetrug-info. neV6-onli-
ne/6-a-Hintergrundmaterial/Mehr-info/Netzwerke/108-taeuberUPersonen/168-marc schirmbeck.h
tm

und noch am 18.01 .2010 im auslesbaren euelltext zu der Seite

http : /Äruww. bra nchen bu chverz eich n i s. i nfo/6-O n I i-
ne/6-a-Hintergrundmaterial/Mehr-info/Netzwerke/108-taeuberUPersonen/168-marc schirmbeck.h
tm

der folgende Inhalt verbreitet:

"<mate name="ke),vords" content="Adressbuchschwindel, Adressbuchschwindler, Adressbuch-
schwindel, Formular, Doris FraccalMeri, www.deutschland24.de, Adressvezeichnis, Albert Gru-
enbeck, Patrick Hewer, Ron T&auml;ubert, "> (vgl. Anlage 07 AS 4, Bl.2351ff. d. A. (Bd. X); Anla-
ge 07 AS 5, Bl. 2360 ff. d. A. (Bd. X); Anlage 07 AS 6, Bl, 2365 ff. d. A. (Bd X); Anlage 07 AS 7, Bt.
2403tf . d. A. (Bd. x)).

Damit hat der Schuldner gegen das Verbot aus Zff . 1.2.2 verstoßen, indem er Herrn Hewer wie-
derum sinngemäß als Betruger diffamiert. Der Begriff "Schwindler" ist ein Synonym für den Be-
griff Betrüger und damit vom Verbot der Zff . 1.2.2 umfasst. Ebenso genügt es für den Verstoß
auch, dass der Name des Inhabers der Gläubigerinnen hier nicht im Rahmen eines vollständigen
Satzes, sondern in der Aufzählung weiterer Namen und Substantive erfolgt. Denn das Verbot in
ZlI. 1 .2.2 des Urteils des Oberlandesgeriöhts Koblenz vom 24.10.2008 bezieht sich nicht nur auf
die Unterlassung einer konkreten Behauptung, sondern auch auf die Unterlassung der Benen-
nung des Inhaber der Antragsstellerinnen, Herrn Hewer, in Zusammenhang mit den im euelltext
befindlichen Stichworten und der Verbreitung dieses Textes. Dass sich die Nennuno nur im
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Quelttet einer Internetseite befindet, steht dem Verstoß ebenfalls nicht entgegen, denn die Unter-
lassungsverpflichtung aus Zff. 1.2.2 beschränkt sich nicht auf Tete, die der durchschnitiliche In-
ternetbenutzer liest. Maßgeblich ist allein, dass jeder Internetbenutzer ohne besondere Vorkennt-
nisse oder ohne besonderes Computerwissen den Quelltext aufrufen kann und, dass die Nen-
nung von Begriffen im Quelltext einer Intemetseite zu deren Nutzung zählt. Letzteres ist der Fall,
da mit Hilfe der Suchworte in den Quelltexten das Ergebnis des Auswahlverfahrens beeinflusst
wird und der Nutzer so zu den entsprechenden Internetseiten geführt wird (vgl. BGH Urteil vom
18 05.2006, Az: IZR 283103).

Ebenso hat der Schuldner damit gegen das Verbot verstoßen, sinngemäß zu behaupten und/oder
zu verbreiten es gäbe Zusammenhänge zwischen den Betrügern Fraccalvieri, Hewer und Täu-
bert. Denn er nennt alle drei Namen fast unmittelbar hintereinander und im Zusammenhang mit
dem Begriff "Adressbuchschwindel", der sinngemäß dem Begriff "Adressbuchbetrug" entspricht
(s o.) Hierdurch behauptet der Schuldner zum einen sinngemäß, dass es eine Verbindung zwi-
schen denen im unmittelbaren Zusammenhang genannten Personen gibt und zum anderen, dass
diese Verbindung durch das Thema "Adressbuchschwindel/Adressbuchbetrug" begründet ist.
Ebenso genügtes, wie bereits oben dargelegt, füreinVerstoßgegen das Verbot ausZff . 1.2.2,
dass die Benennung der Namen im fusammenhang mit den oben genannten Stichworten erfolgt.

lm Hinblick auf die Internetseite www.adressbuchbetrug-info.net liegt daneben allein durch die
Nennung des Namens des Inhabers der Gläubigerinnen im Quelltext ein Verstoß gegen äff.1.2.2
vor, denn durch die Verbindung des Namens des Inhabers der Gläubigerinnen mit dem Domain-
namen behauptet der Schuldner sinngemäß, dass es sich bei der auf den lntemetseiten genann-
ten Personen um Adress"Betrüger" handele.

Durch die Nennung des Namens des Inhabers der Gläubigerinnen im auslesbaren euelltext der
lnternetseite www.adressbuchbetrug-info.net hat der Schuldner daneben auch gegenZ;lff .1.2.1
des Urteils vom 24.10 2008 verstoßen. Denn wie schon dargelegt gehört auch der auslesbare
Quelltext einer Website, den jeder Internetbenutzer ohne besondere Vorkenntnisse auslesen
kann, zu deren Nutzung und ist damit Bestandteil derWebsite. Durch die Nennung des Namens
des lnhabers der Gläubigerinnen im auslesbaren Quelltext einer Website, die den unter Ztt. 1.2.1
genannten Websites aufgrund ihres Domainnamens stark ähnelt, hat der Schuldner den Inhaber
der Gläubigerinnen damit auf der Website aufgeführt isd Ztf. 1 .2.1 .

Die oben genannten Internetseiten und Dömains sind dem Schuldner zuzurechnen. Ztr Begrün-
dung wird auf die Ausführungen in den Beschlüssen vom 15.10.2009 und vom 16.10.2009ver-
wiesen. Die Verantwortlichkeit des Schuldners für die vorgenannten Inhalte und Veröffentlichun-
gen'.haben die Gläubigerinnen daneben auf den Seiten 5 bis 8 ihres Schriftsatzes vom 12.04.2010
(81.2411 ff. d. A (Bd. X)) begründet.

Das Gericht hat die beantragte Ordnungshaft auf drei Monate festgesetzt. Es hat hierbei beruck-
sichtigt, dass der Schuldner fortgesetzt den Unterlassungsgeboten zuwidergehandelt hat und da-
mit dem Umstand Rechnung getragen, dass der Schuldner durch ein empfindliches Übel zur Ein-
haltung des gerichtlichen Verbots angehalten wird. Die nunmehr geahndeten Verstöße sind von
den ersten sechs Ordnungsmittelbeschlüssen nicht erfasst. Aufgrund der wiederholten Verstöße
des Schuldners gegen die Verbote aus dem Urteil vom 24.10.2008, war das Ordnungsmittel im
Verhältnis zum vorhergehenden Beschluss vom 16.10.2009, in dem bereits Ordnungshaft fur die
Dauer von zwei lVbnaten verhängt worden war, zu erhöhen.
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Der Antrag auf Verurteilung des Schuldners zu einer Sicherheitsleistung ist nach S Bg0 lll ZpO ge-
rechtfertigt. lm Hinblick auf die festgestellten Zuwiderhandlungen und das in diesem Verfahren
wiederholt zu Tage getretene uneinsichtige Verhalten des Schuldners, besteht die Gefahrweite-
rer Zuwiderhandlung, denn der Schuldner verstößt nunmehr seit fast zwei Jahre wiederholt gegen
die Unterlassungsgebote aus dem Urteil vom 24.10.2008. Das Gericht hältes aufgrund dieses
Zeitraumes, in dem Zuwiderhandlungen bereits eingetreten sind, für erforderlich und angemes-
sen, die Sicherheitsleistung für den selben Zeitraum, nämlich zwei Jahre, anzuordnen. Dabei
schätzt das Gericht den voraussichtlichen Schaden der Gläubigerinnen entsprechend den Aus-
führungen der Gläubigerinnen im Schriftsatz vom 12.04.2010 auf 30.000 Euro. Dieser Betrag
setzt sich zum einen aus den von den Gläubigerinnen vorgetragenen zu enruartenden Rechtsan-
waltskosten in Höhe von 14.500 Euro zusammen. Den weiteren durch die Zuwiderhandlungen
des Schuldners mÖglichenryeise entstehenden wirtschaftlichen Schaden der Gläubigerinnen hat
das Gericht auf 15.500 Euro geschätzt.

Die Kostenentscheidung beruht auf gg 891 S. 3,91 ZpO.

Die Festsetzung der Streitwerthöhe beruht auf g 3 ZpO.

Dr. Hans
RlChterin
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